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Antrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Dr. Hans Jürgen Fahn, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 
Bauer, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva 
Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häusler, 
Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, 
Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, 
Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Anliegen der Deutschen aus Russland in den bay-
erisch-russischen Beziehungen berücksichtigen: 
Einsatz für ein Sozialversicherungsabkommen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

im Rahmen der bayerisch-russischen Beziehungen 
die Verhandlungen über ein Sozialversicherungsab-
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Russischen Föderation zu einem Schwer-
punktthema zu machen und dabei die russische Seite 
zur Erreichung von Fortschritten in diesem Bereich 
nachdrücklich zu ermuntern. 

 

 

Begründung: 

Die Verhandlungen über ein Sozialversicherungsab-
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Russischen Föderation sind schon länger ins 
Stocken geraten. Angesichts der aktuellen weltpoliti-
schen Lage sind die Bedingungen für substanzielle 
Fortschritte in diesem Bereich zusätzlich schwerer 
geworden. Umso wichtiger ist es, alle Möglichkeiten 
zu nutzen, um hier die diplomatischen Bemühungen 
nicht gänzlich einschlafen zu lassen, sondern am 
Leben zu erhalten. Die Notwendigkeit eines solchen 
Abkommens steht außer Frage, ist es doch den Deut-
schen aus Russland in unserer Gesellschaft momen-
tan nur unter äußerst erschwerten und unzumutbaren 

Bedingungen möglich, ihre russischen Rentenansprü-
che geltend zu machen. Die Behörden verlangen im 
Rahmen der Mitwirkungspflicht zur Ermittlung der 
Rentenhöhe von den Deutschen aus Russland die 
Beantragung ihrer russischen Rente. Fällt der Be-
scheid der russischen Behörden positiv aus, ist es 
Praxis, die Grundsicherung um den entsprechenden 
Betrag zu kürzen. Die hiervon betroffenen Deutschen 
aus Russland müssen sich nun selbständig um den 
Anteil aus russischen Rentenansprüchen unter ge-
genwärtig unzumutbaren Bedingungen kümmern. 
Hierfür müssen sie zu den entsprechenden Behörden 
nach Russland reisen, benötigen dort ein russisches 
Bankkonto sowie dort ansässige Bevollmächtigte, die 
sich dann um die Verwaltung und Überweisung der 
zumeist überschaubaren Renten bemühen. Zudem 
müssen die Betroffenen den russischen Behörden 
jährlich eine Lebensbescheinigung vorlegen. Neben 
dem hierdurch entstehenden Kostenaufwand macht 
der schwankende Wechselkurs des russischen Ru-
bels die Bemühungen um die russischen Rentenan-
sprüche zu einem mehr als unrentablen Unterfangen. 
Auf der anderen Seite gilt es aber auch im Sinne der 
deutschen Steuerzahler und der Solidargemeinschaft 
der Rentenversicherten einen geordneten Finanzfluss 
der in der Russischen Föderation erworbenen Ren-
tenansprüche der Deutschen aus Russland sicherzu-
stellen. 

Entsprechend soll die Staatsregierung im Sinne der 
Deutschen aus Russland und allen weiteren Steuer-
zahlern im Freistaat Bayern die Frage eines Sozial-
versicherungsabkommens zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Russischen Föderation im 
Rahmen der Fortentwicklung der bayerisch-russisch-
en Beziehungen auf die Agenda nehmen. Da bei den 
kürzlichen Gesprächen des Ministerpräsidenten Horst 
Seehofer anlässlich seines Besuchs in Moskau ent-
sprechend den internationalen diplomatischen Ge-
pflogenheiten gegenseitige Vertraulichkeit vereinbart 
wurde, ist nicht ersichtlich, ob die Staatsregierung sich 
bereits in der geforderten Weise stark gemacht hat. 
Deshalb soll der Landtag als Vertretung der bayeri-
schen Bürgerinnen und Bürger sie mit diesem Antrag 
offiziell auffordern, auf dieses Gebiet künftig einen 
besonderen Schwerpunkt zu legen. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, 
Familie und Integration 

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/11717 

Anliegen der Deutschen aus Russland in den bay-
erisch-russischen Beziehungen berücksichtigen: 
Einsatz für ein Sozialversicherungsabkommen! 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung in folgender Fassung: 
 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1. sich auf Bundesebene einzusetzen, dass das 
geplante Sozialversicherungsabkommen zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Russischen Föderation schnell abge-
schlossen wird und 

2. im Rahmen der bayerisch-russischen Bezie-
hungen, die russische Seite zur Erreichung 
von Fortschritten in diesem Bereich nach-
drücklich zu ermuntern. 

Berichterstatter: Dr. Hans Jürgen 
Fahn 
Mitberichterstatter: Dr. Gerhard Hopp 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit 
und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen hat den Antrag mitbe-
raten. 

 

 

 

 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 58. Sitzung am 1. Dezember 2016 
beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
in der in I. enthaltenen Fassung Z u s t i m -
m u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen hat 
den Antrag in seiner 53. Sitzung am 7. Febru-
ar 2017 mitberaten und mit folgendem Stim-
mergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
der Beschlussempfehlung des federführenden 
Ausschusses zu g e s t im m t .  

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Dr. Hans Jürgen Fahn, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Günther 
Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Jo-
hann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, 
Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/11717, 17/15321 

Anliegen der Deutschen aus Russland in den bayerisch-rus-
sischen Beziehungen berücksichtigen: Einsatz für ein Sozialver-
sicherungsabkommen! 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1. sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass das geplante Sozial-
versicherungsabkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Russischen Föderation schnell abgeschlossen wird 
und 

2. im Rahmen der bayerisch-russischen Beziehungen die russische 
Seite zur Erreichung von Fortschritten in diesem Bereich nach-
drücklich zu ermuntern. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Abstimmung

über eine Europaangelegenheit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Das sind die CSU­Fraktion, die SPD­

Fraktion, die FREIEN WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – 

Keine Gegenstimme. Gibt es Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltung. Damit 

übernimmt der Landtag diese Voten. Wir fahren in der Tagesordnung fort.
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